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Norddeutſchen Bundes. 
N 23. 


(Nr. 130.) Geſetz, betreffend die ſubſidiariſche Haftung des Brauerei-⸗Unternehmers für 
Zuwiderhandlungen gegen die Braumalzſteuergeſetze durch Verwalter, 
Gewerbsgehülfen und Hausgenoſſen. Vom 8. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach höhe. Zuftimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, für das innerhalb der Zolllinie des Zoll⸗ 
vereins liegende Gebiet des Norddeutſchen Bundes, ſoweit nicht das Geſetz vom 
4. d. M. wegen Beſteuerung des Braumalzes in verfchiedenen zum Norddeutſchen 
Bunde gehörenden Staaten und Gebietstheilen (Bundesgeſetzbl. S. 375.) An⸗ 
wendung findet und mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, der Oberheſſiſchen 
Gebietstheile des Vordergerichts Oſtheim und des Amtes Königsberg, was folgt: 


5. 1. 


. Wer Brauerei als Gewerbe treibt, haftet, was die durch die Braumalzſteuer⸗ 
Geſetzgebung verhängten Geldſtrafen betrifft, mit ſeinem Vermögen für ſeine Ver⸗ 
walter, Gewerbsgehülfen, ſowie für en Hausgenoſſen, welche in der Lage 
ſind, auf den Gewerbebetrieb Einfluß zu üben, wenn 
1) dieſe Geldſtrafen von dem eigentlich Schuldigen wegen Unvermögens 
nicht beigetrieben werden können, und zugleich 
2) der Nachweis erbracht wird, daß der Brauereitreibende bei Auswahl und 
Anſtellung der Verwalter und Gewerbsgehülfen, oder bei Beauffichtigung 
derſelben, ſowie der Eingangs bezeichneten Hausgenoſſen fahrläſſig, d. h. 
nicht mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes zu Werke 
gegangen iſt. 

Als ſolche Fahrläſſigkeit gilt insbeſondere die wiſſentliche Anſtellung beziehungs⸗ 
weiſe Beibehaltung eines wegen Braumalzſteuer⸗Defraudation bereits bebauten 
Verwalters oder Gewerbsgehülfen, falls nicht die oberſte Finanzbehörde die 
Anſtellung, beziehungsweiſe Beibehaltung eines ſolchen genehmigt hat, 

ft ein Brauereitreibender, welcher nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
ſubſidiariſch in Anſpruch genommen wird, bereits wegen einer von ihm ſelbſt in 
Bundes -Geſezbl. 1868. 57 der 


Ausgegeben zu Berlin den 13. Juli 1868, 
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der nachgewieſenen Abſicht der Steuerverkürzung begangenen Braumalzſteuer⸗ 
Defraudation beſtraft, ſo hat derſelbe die Vermuthung fahrläſſigen Verhaltens 
ſo lange gegen ſich, als er nicht nachweiſt, daß er bei Anſtellung beziehungsweiſe 
Beaufſichtigung feines Eingangs bezeichneten Hülfsperſonals die Sorgfalt eines 
ordentlichen Geſchäftsmannes angewendet hat. 

§. 2. 

Hinſichtlich der in Folge einer Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften der 
Braumalzſteuer⸗Geſetzgebung vorenthaltenen Steuer haftet der Brauereitreibende 
für die im $. 1. bezeichneten Perſonen mit feinem Vermögen, wenn die Steuer 
von dem eigentlich Schuldigen wegen Unvermögens nicht beigetrieben werden kann. 

$. 3. 

Zur Erlegung von Geldſtrafen auf Grund der ſubſidiariſchen Haftung in 
Gemäßheit der Vorſchriften des §. 1. dieſes Geſetzes kann der Brauereitreibende 
nur durch richterliches Erkenntniß verurtheilt werden. 

$. 4. 

Die Befugniß der Steuerverwaltung, ſtatt der Einziehung der Geldbuße 
von den ſubſidiariſch Verhafteten und unter Verzicht hierauf, die im Unvermögens⸗ 
falle an die Stelle der Geldbuße zu verhängende Freiheitsſtrafe ſogleich an dem 
eigentlich Schuldigen vollſtrecken zu laſſen, wird durch die vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen nicht berührt. 8 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1868. in Kraft und ſind von dieſem 
Zeitpunkte ab alle entgegenſtehenden Beſtimmungen aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes - nfiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juli 1868. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


(Sr. 131.) Geſetz, betreffend die ſubſidiariſche Haftung des Brennerei- Unternehmers für 
Zuwiderhandlungen gegen die Branntweinſteuer⸗Geſetze durch Verwalter, 
Gewerbsgehülfen und Hausgenoſſen. Vom 8. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundes rathes und des Reichstages, für das innerhalb der Soli liegende Ge⸗ 
biet des Norddeutſchen Bundes, ſoweit nicht das Geje vom 4. Mai d. J., be⸗ 
Klee Erhebung einer Abgabe von der Branntweinbereitung in den Hohen 
zollernſchen Landen (Bundesgeſetzbl. S. 151.), ſowie das Gejeg vom Hebe 


* 
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Tage, betreffend die Beſteuerung des Branntweins in . um Nord⸗ 
deutſchen Bunde gehörenden Staaten und Gebietstheilen (Bundesgeſetzbl. S. 384.), 
Anwendung findet, und mit Ausſchluß des Vordergerichts Oſtheim und des Amtes 
Königsberg, was folgt: 

9.10 


Wer Brennerei treibt, haftet, was die durch die Branntweinſteuer⸗Geſetz⸗ 
gebung verhängten Geldſtrafen betrifft, mit ſeinem Vermögen für ſeine Verwal⸗ 
ter, Gewerbsgehülfen, ſowie für diejenigen Hausgenoſſen, welche in der Lage find, 
auf den Gewerbebetrieb Einfluß zu üben, wenn 

1) dieſe Geldſtrafen von dem eigentlich Schuldigen wegen Unvermögens 
nicht beigetrieben werden können, und zugleich 

2) der Nachweis erbracht wird, daß der Brennereitreibende bei Auswahl 
und Anſtellung der Verwalter und Gewerbsgehülfen, oder bei Beauffich- 
tigung derſelben, ſowie der Eingangs bezeichneten Hausgenoſſen fahr⸗ 
läſſig, das heißt, nicht mit der Sorgfalt eines ois lichen Geſchäfts⸗ 
mannes zu Werke gegangen iſt. 

Als ſolche Fahrläſſigkeit gilt insbeſondere die wiſſentliche Anſtellung be⸗ 
ziehungsweiſe Wachen Branntweinſteuer⸗Defraudation bereits 
beſtraften Verwalters oder Gewerbsgehülfen, falls nicht die oberſte Finanzbehörde 
die Anſtellung beziehungsweiſe Beibehaltung eines ſolchen genehmigt hat. 

ſt ein Brennereitreibender, welcher nach den Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 
ſetzes ſubſidiariſch in Anſpruch genommen wird, bereits wegen einer von ihm 
ſelbſt in der nachgewieſenen Abſicht der Steuerverkürzung begangenen Brannt⸗ 
weinſteuer⸗Defraudation beſtraft, jo hat derſelbe die Vermuthung fahrläſſigen 
Verhaltens fo lange gegen ſich, als er nicht nachweiſt, daß er bei Auswahl und 
Anſtellung beziehungsweiſe Beaufſichtigung ſeines Eingangs bezeichneten Hülfs⸗ 
perſonals die Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes angewendet hat. 


$ 2. 


Hinſichtlich der in Folge einer Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften 
der Bra mtmeiftn Gesc gehen vorenthaltenen Steuer haftet der Brennerei⸗ 
treibende für die im $. 1. bezeichneten Perſonen mit ſeinem Vermögen, wenn die 
Steuer von dem eigentlich Schuldigen wegen Unvermögens nicht beigetrieben 
werden kann. In denjenigen Fällen jedoch, in welchen die Berechnung der vor⸗ 
enthaltenen Steuer lediglich auf Grund der in der e ee 
vorgeſchriebenen Vermuthungen erfolgt, tritt die ſubſidiariſche Haftbarkeit des 
Brennereitreibenden nur unter den durch F. 1. Nr. 2. beſtimmten Vorausſetzungen ein. 


H. 3, 

Zur Erlegung von Geldstrafen auf Grund der ſubſidiariſchen Haftung in 
Gemäßheit der Vorſchriften des $. 1. dieſes Geſetzes kann der Brennereitreibende 
nur durch richterliches Erkenntniß ern werden. Daſſelbe gilt für die Er⸗ 
legung der vorenthaltenen Steuer, welche auf Grund der in der Branntwein⸗ 
ſteuer⸗Geſetzgebung vorgeſchriebenen Vermuthungen berechnet wird. 

57 $. 4. 


— 406 — 


6. 4. 


Die Befugniß der Steuerverwaltung, ſtatt der Einziehung der Geldbuße 
von dem ſubſidiariſch Verhafteten und unter Verzicht hierauf, die im Unvermö⸗ 
ale an die Stelle der Geldbuße zu verhängende Freiheitsſtrafe ſogleich an 

em eigentlich Schuldigen vollſtrecken zu laſſen, wird durch die vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen nicht berührt. 
$. 5. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1868. in Kraft und ſind von 
dieſem Zeitpunkte ab alle entgegenſtehenden Beſtimmungen aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juli 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


(Nr. 132.) Geſetz, betreffend den Betrieb der ſtehenden Gewerbe. Vom 8. Juli 1868. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


F. 1. 


Das den Zünften und den kaufmänniſchen Korporationen zuſtehende Recht, 
Andere vom Betriebe eines Gewerbes auszuſchließen, iſt aufgehoben. 


F. 2. 
Für den Betrieb eines Gewerbes iſt ein Befähigungsnachweis nicht mehr 
erforderlich. Dieſe Beſtimmung findet jedoch bis auf Weiteres keine Anwendung 
auf den Gewerbebetrieb der Aerzte, Apotheker, Hebammen, Advokaten, Notare, 
Seeſchiffer, Seeſteuerleute und Lootſen. i 
So weit in Betreff der Schiffer und Lootſen auf Strömen in Folge von 
Stantsverträgen befondere Anordnungen getroffen find, behält es dabei fein Be⸗ 
wenden. 


8. 3. 


Die Unterſcheidung zwiſchen Stadt und Land in Bezug auf den Gewerbe⸗ 
betrieb und die Ausdehnung deſſelben hört auf. 8 & 
ie 
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Die Beſchränkung der Handwerker auf den Verkauf der felbitverfertigten 
Waaren wird aufgehoben. N 

Der gleichzeitige Betrieb verſchiedener Gewerbe, ſowie deſſelben Gewerbes 
in mehreren Betriebs- oder Verkaufslokalen iſt geſtattet. 


$. 4. 

Jeder Gewerbetreibende darf hinfort Gefellen, Gehülfen, Lehrlinge und 
Arbeiter jeder Art und in beliebiger Zahl halten. Geſellen und Gehülfen ſind 
in der Wahl ihrer Meiſter oder Arbeitgeber unbeſchränkt. 


$. 5. 

Der Betrieb eines Gewerbes, zu deſſen Beginn nach Maaßgabe der be⸗ 
ſtehenden Landesgeſetze eine polizeiliche Genehmigung nicht erforderlich iſt, kann 
fortan nur im Wege der Bundesgeſetzgebung von einer ſolchen Genehmigung 
abhängig gemacht werden. 


4 


$. 6. 
Das gegenwärtige Geſetz findet keine Anwendung auf die Beſtimmungen 

der Landesgeſetze 

1) über Erfindungspatente 

2) über das Bergweſen 

3) über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter / 

4) über den Verluſt der Befugniß zum Halten von Lehrlingen als Folge 
ſtrafgerichtlichen Erkenntniſſes / 
über die Berechtigung der Apotheker, Gehülfen und Lehrlinge anzu- 
nehmen 
6) über den Betrieb öffentlicher Fähren 
7) über das Abdeckereiweſen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juli 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


5 


sr) 


(Nr. 133.) 
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(Nr. 133.) Handels- und Schiffahrtsvertrag 
zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde 
und Zollverein einerſeits und dem 
Kirchenſtaate andererſeits. Vom 
8. Mai 1868. 


Im Namen der Heiligen Dreieinigkeit. 
Seine Majeſtät Wilhelm, König von 
Preußen, Namens des Norddeutſchen 
Bundes und der Mitglieder des Deutſchen 
Zollvereins, welche dieſem Bunde nicht 
angehören, nämlich der Krone Bayern, 
der Krone Württemberg, des Großher⸗ 
zogthums Baden, des Großherzogthums 
Heſſen für ſeine ſüdlich vom Main ge⸗ 
legenen Gebietstheile, ſowie auch für das 
zu feinem Zoll- und Steuerſyſtem gehö⸗ 
rige Großherzogthum Luxemburg; und 
Seine Heiligkeit der regierende Papſt 
Pius der Neunte, von dem gleichen 
Wunſche beſeelt, die Entwickelung der 
Handels- und Schiffahrtsbeziehungen 
zwiſchen Deutſchland und dem Kirchen⸗ 
ſtaate mehr und mehr zu heben, haben 
beſchloſſen, zu dieſem Zwecke einen Ver⸗ 
trag zu ſchließen und haben zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt, nämlich 


Seine Majeſtät der König von 
Preußen: 

Seinen Kammerherrn Harry 
von Arnim, außerordentlichen 
Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter des Norddeutſchen 
Bundes beim heiligen Stuhle, 
Ritter = 1 en Die 
zweiter e, Großkreuz de 
Chriſtus⸗Ordens von Portugal, 
des heiligen Michaels⸗Ordens 
von Bayern u. ſ. w., 


Seine Heiligkeit: 
Seine Eminenz den Kardinal 


(No. 133.) Trattato di Commercio e di Na- 
vigazione fra La Confederazione 
dell’ Alemagna del Nord e lo 
Zollverein da una parte e Lo 
Stato Pontificio dall' altra. Di 
8. Maggio 1868. 


1% nome della Santissima Trinità. 


Sua Maestä Guglielmo, Re di 
Prussia, in nome della Confedera- 
zione dell’ Alemagna del Nord e dei 
membri dell’ associazione alemanna 
di dogane e commercio non formanti 
parte di detta confederazione, cioè 
la corona di Baviera, la corona di 
Wurttemberg, il Gran Ducato di 
Baden e il Gran Ducato d’Assia per 
le sue parti situate al Sud del Meno, 
come pure per il Gran Ducato di 
Lussemburgo compreso nel suo 
sistema di dogane e d’imposte; e 
Sua Santità il regnante Sommo Pon- 
tefice Pio Papa IX. animati da un 
eguale desiderio di aumentare sempre 
piu lo sviluppo delle relazioni com- 
mereiali'e marittime fra ! Alemagna 
e lo Stato Pontifieio, hanno risoluto 
di eonchiudere un trattato a tal’ ef. 
fetto ed hanno nominato a loro pleni- 
potenziarii 

Sua Maestä il Re di Prussia 


il Suo Ciamberlano Harry 
de. Arnim, Inviato Stra- 
ordinario e Ministro Pleni- 
potenziario della Confedera- 
zione della Germania del 
Nord presso la Santa Sede, 
Cavaliere dell’ Aquila Rossa 
di seconda classe, Gran 
Croce dell’ Ordine di Cristo 
di Portogallo, di San Mi- 
chele di Baviera ete. ete. ete., 


Sua Santitä 
Sua Eminenza Reverendissima 


Giacomo Antonelli, Seinen 
Staats -Seeretair u. ſ. w., 


welche Bevollmächtigte, nachdem ſie ſich 
ihre Vollmachten mitgetheilt und ſolche 
in guter und gehöriger Form befunden 
haben, über folgende Artikel überein⸗ 
gekommen ſind: 

Art. I. 


Die Angehörigen des Norddeutſchen 
Bundes und des Zollvereins im Auen. 
ſtaate, ſowie die Angehörigen des Kirchen⸗ 
ſtaates in den Ländern des Norddeutſchen 
Bundes und Zollvereins, ſie mögen ſich 
dort niedergelaſſen haben oder ſich dort 
nur zeitweiſe aufhalten, werden dort hin⸗ 
ſichtlich der Ausübung des Handels und 
der Induſtrie dieſelben Vorrechte genießen, 
und keinen höheren und nicht anderen 
Abgaben unterworfen werden, als die 
Angehöri en der in dieſer Hinſicht am 
Meiſten bevorzugten Nationen. 


Art. II. 

Die Boden⸗ und Gewerbs⸗Erzeugniſſe 
des Einen der Hohen vertragenden Theile, 
welche in die Ländergebiete des Anderen 
eingeführt werden, ſollen daſelbſt, ſie 
mögen zum Verbrauch, zur Lagerung, 
zur Wiederausfuhr oder zur Durchfuhr 
beſtimmt ſein, der nämlichen Behandlung 
unterliegen und insbeſondere keinen höheren 
oder anderen Abgaben unterworfen wer⸗ 
den, als die Erzeugniſſe der in dieſer 
Hinſicht am Meiſten begünſtigten Nation. 


Art. III. 

Bei der Ausfuhr in die Ländergebiete 
des Einen der Hohen vertragenden Theile 
ſoll der Andere weder höhere noch andere 
Abgaben erheben, als bei der Ausfuhr 
derſelben Gegenſtände in diejenigen Län⸗ 
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il Sig Cardinale Giacomo 
Antonelli, Suo Segretario 
di Stato ete. etc. et., 


i quali plenipotenziarj dopo di es- 
sersi comunicati i loro pieni- poteri 
trovati in buona e debita forma, 
hanno eonvenuto negli articoli se- 
guenti. 

Arr. I. 

I sudditi della Confederazione 
dell’ Alemagna del Nord e dello Zoll- 
verein nello Stato Pontifieio e i sud- 
diti dello Stato Pontifieio negli Stati 
della Confederazione dell’ Alemagna. 
del Nord e dello Zollverein, tanto 
se vi risiedano stabilmente, quanto 
se vi risiedano temporaneamente, vi 
godranno, relativamente all' eser- 
eizio del commercio e dell' industria, 
dei medesimi diritti, e non saranno 
sottoposti a veruna imposizione 
maggiore, ne diversa di quelle cui 
vanno soggetti i sudditi delle nazioni 
piü favorite sotto questi rapporti. 


Arr. II. 

I prodotti del suolo e dell' in- 
dustria dell' una dell' alte parti con- 
traenti che saranno importati nei 
territorii dell’ altra destinati, o alla 
consumazione o al deposito, o alla 
riesportazione, od & transito, vi 
saranno sottomessi allo stesso tratta- 
mento e speeialmente non vi saranno 
soggetti a tasse nè piü elevate ne 
diverse da quelle che si percepis- 
cono sui prodotti della nazione piu 
favorita sotto questo rispetto. 


Arr. III. 


Nell’ esportazione per i territorü 
dell' una delle alte parti eontraenti 
non si percepiranno dall’altra, n& 
diverse ne piu elevate tasse di us- 
eita di quelle che si percepiscono 
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der, welche in dieſer Hinſicht am meiſten 
begünſtigt ſind. 


Art. IV. 

Jede Begünſtigung, jedes Vorrecht 
und jede Ermäßigung in dem Tarife der 
Eingangs- und Ausgangs⸗Abgaben, welche 
Einer der Hohen vertragenden Theile 
einer dritten Macht gewähren möchte, 
wird gleichzeitig und bedingungslos dem 
Anderen zu Theil werden. 

Ferner wird keiner der Hohen ver⸗ 
tragenden Theile ein Einfuhr⸗ oder ein 
Ausfuhr⸗Verbot gegen den Anderen in 
Kraft ſetzen, welches nicht gleichzeitig auf 
alle anderen Nationen Anwendung fände. 

Art. V. 

In Betreff der Bezeichnung oder 
Etikettirung der Waaren oder deren Ver⸗ 
packung, der Muſter und der Fabrik⸗ 
oder Handels-Zeichen ſollen die Staats⸗ 
Angehörigen der Hohen vertragenden 
Theile in den reſpektiven Staaten den⸗ 
ſelben Schutz wie die Inländer genießen. 

Art. VI. N 

Die Handelsſchiffahrt jedes der Hohen 
vertragenden Theile ſoll in den Gebieten 
des anderen Theiles in jeder Beziehung 
der einheimiſchen Handelsſchiffahrt gleich- 
geſtellt werden. 

Von dieſer vollſtändigen Gleichſtellung 
ſind allein die Begünſtigungen aus⸗ 
genommen, welche dem einheimiſchen 
Fiſchfange in dem einen oder anderen 
Lande gewährt ſind oder gewährt werden 
möchten. 

Art. VII. 

Die Staatsangehörigkeit der Schiffe 
ſoll beiderſeitig nach den jedem Theile 
eigenthümlichen Geſetzen und Reglements, 
auf Grund der durch die zuſtändigen 
Behörden den Kapitainen, Schiffspatronen 
und Schiffern ausgefertigten Papiere, an⸗ 
erkannt werden. 


nell’ esportazione dei medesimi og- 
getti verso il paese più favorito 
sotto questo rispetto. 

Arr. IV. 

Ogni favore, ogn’immunitä, ogni 
riduzione nella tariffa delle tasse 
d' introito e d' uscita che una delle 
alte parti contraenti accordera ad 
una terza Potenza saranno imme- 
diatamente e senza veruna condi- 
zione applicati all' altra. i 

In oltre nessuna delle alte parti 
contraenti sottomettera Paltra ad 
una proibizione d’importazione o di 
esportazione che non sia nell’istesso 
tempo applicata a tutte le altre nazioni. 


ART. V. 


In eiö che concerne le marche 
o etiquettes della merci o del loro 
imballaggio, i disegni o le marche 
di fabrica o di commercio, i sudditi 
delle alte parti contraenti godranno 
nei rispettivi stati della stessa pro- 
tezione che godono i nazionali. 

ART. VL 

La marina mercantile dell’una 
delle alte parti contraenti sarà pari- 
fieata nei territorii dell’ altra sotto 
qualsiasi rispetto alla marina mer- 
eantile nazionale. 

Non si fa eecezione à questa per- 
fetta uguaglianza che in eiö che 
concerne i vantaggi dei quali la 
pesca nazionale & o potrebbe es- 
sere l’oggetto nell’ uno, o nell’ altro 
paese. 

ART. VII. 


La nazionalita dei navigli sara 
ammessa da ambedue le parti se- 
condo le leggi e regolamenti parti- 
colari a eiascuna, per mezzo di do- 
cumenti rilaseiati dalle autorità com- 
petenti, ai capitani padroni di barca, 
e battellieri. 
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Art. VIII. 


Die Hohen vertragenden Theile be⸗ 
willigen ſich gegenſeitig das Recht, in 
den Häfen und Handelsplätzen des ande⸗ 
ren Theiles Generalkonſuln, Konſuln, 
Vizekonſuln und Konſular⸗Agenten zu 
ernennen, mit dem Vorbehalt jedoch, 
dergleichen an ſolchen Orten nicht zuzu⸗ 
laſſen, welche ſie allgemein davon aus⸗ 
nehmen wollen. Dieſe Generalkonſuln, 
Konſuln, Vizekonſuln und Konfular- 
Agenten, ſowie deren Kanzler ſollen, unter 
dem Beding der Reziprozität, dieſelben 
Vorrechte, Befugniſſe und Be reiungen 
genießen, deren ſich diejenigen der meiſt 
begünſtigten Nationen erfreuen oder er⸗ 
freuen werden; im Falle aber, daß ſie 
Handel treiben wollen, ſollen ſie gehalten 
fein, ſich denſelben Geſetzen und Ge 
bräuchen zu unterwerfen, welchen die 
eigenen Staatsangehörigen an demſelben 
Orte in Bezug auf ihre Handelsgeſchäfte 
unterworfen ſind. 


Art. IX. 


Die gedachten Generalkonſuln, Kon⸗ 
ſuln, Vizekonſuln und Konſular⸗Agenten 
eines jeden der Hohen vertragenden Theile, 
welche in den Staaten des Anderen 
wohnen, ſollen bei den Ortsbehörden 
jede Hülfe und jeden Beiſtand für die 
Ermittelung, Verhaftung und Feſthaltung 
der Seeleute und anderer zur Mannſchaft 
der Kriegs⸗ oder Handelsſchiffe ihrer 
beiderſeitigen Länder gehörenden Perſonen 
finden, gleichviel ob ſolche ſich Verbrechen, 
Vergehen oder Uebertretungen am Bord 
der gedachten Schiffe haben zu Schulden 
kommen laſſen. 

Zu dieſem Zwecke werden ſie ſich 
ſchriftlich an die Gerichte, Einzelrichter 
oder zuſtändige Beamten wenden, und 
durch Mittheilung der Schiffsregiſter, der 
Muſterrolle oder anderer amtlicher Do⸗ 
kumente, oder, im Falle das Schiff 


Bundes ⸗Geſetzbl. 1868. 


Arr. VIII. 


Le alte parti contraenti si ac- 
cordano reeiprocamente il diritto di 
nominare nei porti e piazze di 
commereio dell’ altra, dei consoli- 
generali, consoli, vice -consoli ed 
agenti consolari, riservandosi tut- 
tavia di non ammetterli in quei 
luoghi ch’Esse giudicheranno con- 
veniente di generalmente eccettuare. 
Questi consoli - generali, consoli, 
vice - consoli ed agenti consolari, 
come pure i loro cancellieri go- 
dranno, sotto l’obbligazione di reci- 
procanza, dei medesimi privilegii, 
poteri ed esenzioni, di cui godono 
o godranno quelli delle nazioni piu 
favorite; ma nel caso in cui voles- 
sero esercitare il commereio saranno 
tenuti di sottomettersi alle medesime 
leggi ed usanze alle quali sono sotto- 
messi nel medesimo luogo, rispetto 
alle loro transazioni commereiale, 
i privati loro connazionali. 


ART. IX. 


I detti consoli-generali, consoli, 
vice-consoli ed agenti consolari di 
ciascuna delle alte parti contraenti 
residenti negli stati dell’ altra, rice- 
veranno dalle autorita, locali ogni 
ajuto ed. assistenza 12 la ricerea, 
sequestro od arresto dei marinai o di 
altri individui formanti parte dell' 
equipaggio dei bastimenti di guerra 
o di commercio dei rispettivi loro 
paesi siano o no incolpati di erimini, 
delitti, o contravenzioni commesse 
a bordo dei detti bastimenti. 


A tale effetto essi s’indirizzeranno 
per iscritto. ai, tribunali, giudiei 
o funzionarii competenti, e giusti- 
ficheranno coll’ esibizione dei registri 
del bastimento, ruolo di equipaggio, 
o altri documenti officiali, oppure 

58 


— 442 


bereits abgereiſt iſt, durch gehörig von 
ihnen beglaubigte Abſchrift der genannten 
Papiere oder durch einen Auszug aus 
denſelbigen den Beweis führen, daß die 
reklamirten Perſonen wirklich zu der 
Mannſchaft gehört haben. 

Auf den in ſolcher Weiſe begründeten 
Antrag ſoll ihnen die Auslieferung nicht 
verſagt werden. 

Die gedachten Deſerteurs ſollen, fo: 
bald ſie verhaftet ſind, zur Verfügung 
der Generalkonſuln, Konſuln, Vize⸗ 
konſuln oder Konſular⸗Agenten bleiben 
und können auf Antrag und auf Koſten 
der genannten Konſularbeamten ſelbſt in 
den Landesgefängniſſen feſtgehalten und 
bewahrt werden. Dieſe Beamten werden 
ſie je nach Gelegenheit, am Bord des 
Schiffes, welchem ſie angehören, wieder 
einſtellen oder in ihr Land auf einem 
Schiffe deſſelben oder eines anderen Lan⸗ 
des zurückſenden oder auf dem Landwege 
in die Heimath zurückbefördern. 

Die Zurückbeförderung auf dem Land⸗ 
wege ſoll unter Bedeckung der bewaff— 
neten Macht auf den Antrag und auf 
Koſten der genannten Konſularbeamten 
erfolgen, welche ſich zu dieſem Zwecke an die 
zuſtändigen Behörden zu wenden haben. 

Wenn innerhalb zweier Monate, von 
dem Tage der Verhaftung an gerechnet, 
die Deſerteurs nicht am Bord des Schif⸗ 
fes, welchem ſie angehören, wieder ein⸗ 
Glaub oder nicht auf dem Land- oder 

eewege in ihre Heimath zurückbefördert 
ſind, desgleichen wenn die Koſten ihrer 
Haft nicht regelmäßig von dem Theile, 
auf deſſen Antrag die Verhaftung ge 
ſchehen iſt, entrichtet werden, ſo ſollen 
die gedachten Deſerteurs in Freiheit ge⸗ 
feßt werden, ohne daß fie wegen derſelben 
Urſache wieder verhaftet werden können. 

Wenn aber der Deſerteur außerdem 
irgend ein Verbrechen oder Vergehen am 
Lande begangen haben ſollte, ſo ſoll ſeine 
Auslieferung von der Ortsbehörde bis 


se il bastimento fosse partito, colla 
copia od estratto di detti doeumenti 
debitamente da essi certificati, che 
gli uomini di eui fanno dimanda, 
hanno realmente fatto parte del 
detto equipaggio. 

In seguito di tale dimanda cosi 
giustificata non potrà esser loro rieu- 
sata la consegna. 

I detti disertori, quando saranno 
stati arrestati, resteranno a disposi- 
zione dei detti consoli-generali, eon- 
soli, viee-eonsoli o agenti consolari, 
e potranno anch' essere detenuti e 
custoditi nelle prigioni del paese a 
riehiesta ed a spese dei medesimi 
agenti, i quali secondo le oceasioni 
li restituiranno à bordo del basti- 
mento al quale appartengono, o li 
rimanderanno al paese dei dettiagenti 
sopra un bastimento della medesima 
o di altra nazione o li faranno rim- 
patriare per via di terra. 

II rimpatrio per via di terra si 
farà sotto la scorta della forza pu- 
blica a richiesta e spese dei eitati 
agenti ehe dovranno a tal’ uopo 
indirizzarsi alle autoritä competenti. 


Se nei due mesi, a contare dal 
giorno dell' arresto i disertori non 
fössero restituiti a bordo del basti- 
mento, cui appartengono o non fos- 
sero rimpatriati per via di terra o 
di mare, parimente se le spese della 
loro prigionia non fossero regolar- 
mente soddisfatte dalla parte a cui 
richiesta abbia avuto luogo’T’arresto, 
i detti disertori saranno rimessi in 
libertà senza che possano nuovamente 
arrestarsi per la medesima causa. 


Nondimeno se il disertore avesse 
anche eommesso qualche crimine o 
delitto a terra, la sua estradizione 
poträ essere diflerita dalle autoritä 
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i . 
dahin hinausgeſchoben werden können, daß 
die zuſtändige Gerichtsbehörde ihr Urtheil 
ha die 10 gefällt 1 und das Ur⸗ 
heil vollſtändig in Ausführun 2 
bracht it. g i 

Man iſt gleichmäßig übereingekom⸗ 
men, daß die Seeleute oder andere zur 
Schiffsmannſchaft gehörende Perſonen, 
wenn ſie Angehörige des eigenen Landes 
ſind, in allen Fällen von den Beſtim⸗ 
mungen des gegenwärtigen Artikels aus⸗ 
genommen ſein ſollen. 


Art. X. 

Im Falle des Scheiterns oder des 
Schiffbruchs eines Schiffes eines der 
Hohen vertragenden Theile an den Küſten 
des anderen Theiles ſollen Schiff und 
Ladung dieſelben Begünſtigungen und 
Befreiungen genießen, welche die Geſetz— 
gebung jedes der betreffenden Staaten 
den Schiffen des eigenen Landes in 
gleicher Lage bewilligt. Es ſoll jede 
Hülfe und jeder Beiſtand dem Kapitain 
und der Schiffsmannſchaft geleiſtet wer⸗ 
den, ſowohl für ihre Perſon, wie für 
das Schiff und deſſen Ladung. Die auf 
die Rettung bezüglichen Maaßregeln ſollen 
den Landesgeſetzen gemäß getroffen wer⸗ 
den. Es ſoll jedoch den Konſuln und 
Konſular⸗Agenten geſtattet fein, im Falle 
Schiffe, welche an der Küſte geſcheitert 
ſind oder Schiffbruch gelitten haben, re— 
parirt oder verproviantirt oder verkauft 
werden, die hierauf bezüglichen Geſchäfte 
zu überwachen. 

Alles was von dem Schiffe oder 
deffen Ladung gerettet worden ist, oder 
der für dieſe Gegenſtände erzielte Kauf⸗ 
preis ſoll den Eigenthümern oder deren 
Bevollmächtigten zurüderftattet und ſollen 
für die Rettung keine höheren Koſten 
bezahlt werden, als von den National⸗ 
ſchiffen in gleicher Lage bezahlt werden 
müßten. 

Ueberdies iſt verabredet, daß die ge- 


locali, fino a che il tribunale com- 
petente abbia debitamente sentenziato 
su questo fatto e che il giudizio in- 
tervenuto abbia avuto la sua piena 
esecuzione. 

Resta ugualmente inteso che i 
marinai o altri individui formanti 
parte dell’ equipaggio, sudditi del 
paese in cui abbia avuto luogo la 
diserzione, sono eceettuati dalle sti- 
polazioni del presente articolo. 


Akr. X. 


In easo di avenamento o di nau- 
fragio di un bastimento di una delle 
alte parti contraenti sulle coste dell’ 
altra, questo bastimento vi godrà, 
tanto pel bastimento quanto per il 
carico, dei favori ed immunitä che 
la legislazione di eiaseuno degli stati 
rispettivi accorda ai suoi proprü 
bastimenti in simile eireonstanza. Sara 
prestato ogni ajuto ed assistenza al 
capitano ed all’ equipaggio, tanto 
per le loro persone, quanto per il 
naviglio e suo earico. Le operazioni 
relative al salvataggio avranno 
luogo secondo le leggi del paese. 
Tuttavia i consoli o agenti consolari 
rispettivi saranno ammessi a sor- 
vegliare le operazioni relative alle 
riparazione, all’ approvigionamento 
o alla vendita, se ha luogo, dei na- 
vigli avenati o naufragati sulla costa. 


Tutto eiö che si sarà salvato del 
naviglio o del carico, o il prodotto- 
di questi oggetti, se siansi venduti, 
sard restituito ai proprietarii o a chi 
per essi e non saran pagate pel sal- 
vataggio spese maggiori di quelle 
alle quali sarebbero soggetti i nazio- 
nali in simili casi. 


Si conviene inoltre che lemereisal- 


= N ag 


borgenen Waaren keiner Zollabgabe un- 
terliegen ſollen, es ſei denn, daß ſie in 
den inneren Verbrauch übergehen. 

Art. XI. 

Die Hohen vertragenden Theile wer- 
den in Betreff der Schiffahrt kein Vor⸗ 
recht, keine Begünſtigung oder Befreiung 
irgend einem anderen 2 zugeſtehen, 
welche nicht auch und gleichzeitig auf ihre 
beiderſeitigen Staatsangehörigen ausge⸗ 
dehnt würden. 

Art. XII. 

Der gegenwärtige Vertrag bleibt in 
Kraft bis zum 31. Dezember 1877. Im 
Falle keiner der Hohen vertragenden Theile 
zwölf Monate vor dieſer Zeit ſeine Ab⸗ 
ſicht, die Wirkungen des Vertrages auf 
hören zu laſſen, kundgegeben haben ſollte, 
ſo bleibt derſelbe in Geltung bis zum 
Ablaufe eines Jahres von dem Tage 
ab, an welchem der Eine oder der An⸗ 
dere der Hohen vertragenden Theile den- 
ſelben gekündigt hat. 

Art. XIII. 

Der gegenwärtige Vertrag ſoll 14 
Tage nach dem Austauſche der Ratifi⸗ 
kations-⸗Urkunden in Kraft treten. 

Die Ratifikations⸗Urkunden ſollen in 
Rom und zwar ſo bald als möglich aus— 
getauſcht werden. 

Zu Urkund deſſen haben ihn die beider⸗ 
ſeitigen Bevollmächtigten unter Bei⸗ 
drückung ihrer Siegel unterzeichnet. 

Geſchehen zu Rom in doppelter Ur⸗ 
ſchrift am 8. Mai 1868. 


Arnim. G. Ed. Antonelli. 
(L. 8.) (. S) 


vate non saranno soggette a verun di- 
ritto di dogana, a meno che non siano 
ammesse alla consumazione interna. 
ART. XI. 
Le alte parti contraenti non ac- 
corderanno verun privilegio, favore 
od immunità circa la navigazione 


ad un altro stato, che non sia all’ 


istante applicato ai loro rispettivi 
sudditi. 


ART. XII. 

Il presente trattato resterä in vi- 
gore fino al 31 Decembre 1877. Nel 
caso in cui qualcuna delle alte parti 
contraenti non avesse notificato, do- 
diei mesi prima di questa data la 
sua intenzione die farne cessare gli 
effetti, il trattato resterà obbligatorio 
fino allo spirare d'un anno a con- 
tare dal giorno in cui una o Faltra 
delle alte parti contraenti ne abbia 
data disdetta. 

Art. XIII. 

ll presente trattato entrerà in 
vigore quattordiei giorno dopo lo 
scambio delle ratifiche. 

Le ratifiche saranno scambiate 
in Roma nel piu breve termine pos- 
sibile. 

In fede di che i Plenipotenziarj 
rispettivi Thanno sottoseritto e vi 
hanno apposti i lori sigilli. 

Fatto in Roma in doppio origi- 
nale il di 8. Maggio 1868. 


G. Ed. Antonelli. 
(L. S.) 


Arnim. 
(L. S.) 


Die Ratifikations⸗Urkunden des vorſtehenden Vertrages find zu Rom aus- 


gewechſelt worden. 
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